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URTEIL DES GERICHTSHOFES 
15. Dezember 1993 * 

In der Rechtssache C-292/92 

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Verwaltungs­
gerichtshof Baden-Württemberg (Bundesrepublik Deutschland) in dem bei diesem 
anhängigen Rechtsstreit 

Ruth Hünermund, 

Hermann Douglas, 

Heinz Geyer, 

Hermann Haake, 

Hermann Hauer, 

Georg-Dieter Heldmann, 

Alexander von Hoffmeister, 

Leo Köhler, 

Martin Lochner, 

Wolfgang Nöldner, 

Hans Schneider, 

Wolfgang Steffan, 

Gerhard Talmon-Groß 

gegen 

Landesapothekerkammer Baden-Württemberg, 

* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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beteiligt: der Vertreter des öffentlichen Interesses bei den Gerichten der allgemei­
nen Verwaltungsgerichtsbarkeit in Baden-Württemberg, 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel 30 
und 36 EWG-Vertrag. 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten O. Due, der Kammerpräsidenten G. F. Mancini, 
J. C. Moitinho de Almeida, M. Diez de Velasco und D. A. O. Edward, der Richter 
C. N . Kakouris, R. Joliét, E A. Schockweiler, G. C. Rodríguez Iglesias, E Grévis-
se, M. Zuleeg, P. J. G. Kapteyn und J. L. Murray, 

Generalanwalt: G. Tesauro 
Kanzler: H. von Holstein, Hilfskanzler 

unter Berücksichtigung der schriftlichen Erklärungen 

— des H. Douglas und anderer, vertreten durch die Rechtsanwälte A. Bach und 
F. Oesterle, Stuttgart, 

— der Landesapothekerkammer Baden-Württemberg, vertreten durch Rechtsan­
walt R. Zuck, Stuttgart, 

— des Vertreters des öffentlichen Interesses bei den Gerichten der allgemeinen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit in Baden-Württemberg, vertreten durch H. Flieg­
auf, Leitender Oberlandesanwalt beim Vertreter des öffentlichen Interesses, 

— der italienischen Regierung, vertreten durch Professor L. Ferrari Bravo, Leiter 
des Servizio del contenzioso diplomatico des Außenministeriums, als Bevoll­
mächtigten, Beistand: Avvocato dello Stato I. M. Braguglia, 
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— der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Rechtsbe­
rater R. Wainwright und A. Bardenhewer, Juristischer Dienst, als Bevollmäch­
tigte, 

aufgrund des Sitzungsberichts, 

nach Anhörung der mündlichen Ausführungen des H. Douglas und anderer, der 
Landesapothekerkammer Baden-Württemberg, vertreten durch Rechtsanwalt 
R. Zuck und Rechtsanwalt J. Pieck, Eschborn, des Vertreters des öffentlichen 
Interesses bei den Gerichten der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit in Baden-
Württemberg, vertreten durch E. Birkert, Regierungsdirektor beim Vertreter des 
öffentlichen Interesses, und der Kommission in der Sitzung vom 15. September 
1993, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 
27. Oktober 1993, 

folgendes 

Urteil 

1 Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg hat mit Beschluß vom 14. Mai 
1992, beim Gerichtshof eingegangen am 1. Juli 1992, gemäß Artikel 177 EWG-Ver­
trag eine Frage nach der Auslegung der Artikel 30 und 36 EWG-Vertrag zur Vor­
abentscheidung vorgelegt, um beurteilen zu können, ob eine von der Landesapo­
thekerkammer Baden-Württemberg erlassene Standesregel mit diesen Vorschriften 
vereinbar ist, die den Apothekern, die im Land Baden-Württemberg ihren Beruf 
ausüben, die Werbung außerhalb der Apotheke für apothekenübliche Waren, die 
sie zum Verkauf anbieten dürfen, verbietet. 

2 Diese Frage stellt sich in einem Rechtsstreit zwischen dreizehn Apothekern im 
Land Baden-Württemberg und der Landesapothekerkammer über die Rechtmäßig­
keit dieser Standesregel. 
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3 Aus den dem Gerichtshof übersandten Akten ergibt sich, daß § 10 Nr. 15 der 
Berufsordnung der Landesapothekerkammer die „übertriebene Werbung" für die 
Waren verbietet, die gemäß § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 25 der Apotheken­
betriebsordnung neben den Arzneimitteln in der Apotheke verkauft werden dür­
fen, soweit dadurch der ordnungsgemäße Betrieb der Apotheke nicht beeinträch­
tigt wird. Es steht fest, daß diese Vorschrift der Berufsordnung praktisch jede 
Form der Werbung außerhalb der Apotheke für apothekenübliche Waren unter­
sagt. 

4 Die Antragsteller des Ausgangsverfahrens, sämtlich Inhaber von Apotheken im 
Land Baden-Württemberg, in denen apothekenübliche Waren verkauft werden, für 
die sie außerhalb der Apotheke werben wollen, reichten gegen die Landesapothe­
kerkammer beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg einen Antrag auf 
Normenkontrolle ein, um dieses Werbeverbot für ungültig erklären zu lassen. Vor 
diesem Gericht beriefen sich die Antragsteller u. a. darauf, daß § 10 Nr. 15 der 
Berufsordnung der Landesapothekerkammer mit den Artikeln 30 und 36 EWG-
Vertrag unvereinbar sei. 

5 Unter diesen Umständen hat der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg das 
Verfahren ausgesetzt, um dem Gerichtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung 
vorzulegen: 

Ist Artikel 36 in Verbindung mit Artikel 30 EWG-Vertrag dahin auszulegen, daß 
die Regelung in einer Berufsordnung gerechtfertigt ist, mit der eine Landesapothe­
kerkammer den Apothekern in ihrem Zuständigkeitsbereich die Werbung außer­
halb der Apotheke auch für den Vertrieb apothekenüblicher Waren im Sinne von 
§ 25 der Apothekenbetriebsordnung verbietet? 

6 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts des Ausgangsverfahrens, des Verfah­
rensablaufs und der beim Gerichtshof eingereichten schriftlichen Erklärungen wird 
auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt wird im folgenden nur inso­
weit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert. 
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Zur Zuständigkeit des Gerichtshofes 

7 Die Landesapothekerkammer, die Antragsgegnerin des Ausgangsverfahrens, trägt 
vor, die Frage des vorlegenden Gerichts sei unzulässig, da der Gerichtshof nicht 
für die Entscheidung über die Gültigkeit einer nationalen Bestimmung im Hin­
blick auf das Gemeinschaftsrecht zuständig sei. 

8 Hierzu ist zu bemerken, daß der Gerichtshof im Rahmen eines Verfahrens nach 
Artikel 177 EWG-Vertrag zwar nicht über die Vereinbarkeit nationaler Rechtsnor­
men mit den gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften entscheiden kann, daß er aber 
befugt ist, dem vorlegenden Gericht alle Kriterien für die Auslegung des Gemein­
schaftsrechts an die Hand zu geben, die das Gericht in die Lage versetzen, die Ver­
einbarkeit dieser Rechtsnormen mit der Gemeinschaftsregelung zu beurteilen. 

9 Die Landesapothekerkammer trägt weiter vor, die Vorabentscheidungsfrage sei 
eine bloße Gutachtenfrage zu einem hypothetischen Problem, da sich der Verwal­
tungsgerichtshof Baden-Württemberg nicht zur Erforderlichkeit einer Vorabent­
scheidung für den Erlaß seines Urteils geäußert habe. 

10 Insoweit genügt der Hinweis darauf, daß der Vorlagebeschluß und die dem 
Gerichtshof übersandten Akten nichts enthalten, was den realen Charakter der 
Ausgangsstreitigkeit oder die Beurteilung, die das vorlegende Gericht hinsichtlich 
der Erforderlichkeit einer Vorabentscheidung für die Lösung des bei ihm anhängi­
gen Rechtsstreits vorgenommen hat, in Zweifel ziehen könnte. 

1 1 Aus den vorstehenden Erwägungen folgt, daß der Gerichtshof für die Entschei­
dung über die vom Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg vorgelegte Frage 
zuständig ist. 
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Zu Artikel 30 EWG-Vertrag 

12 Vorab ist daran zu erinnern, daß nach Artikel 30 EWG-Vertrag mengenmäßige 
Einfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung zwischen den 
Mitgliedstaaten verboten sind. 

1 3 Hierzu trägt die Landesapothekerkammer zunächst vor, daß die Standesregel, um 
die es vor dem vorlegenden Gericht gehe, nicht als „Maßnahme" im Sinne von 
Artikel 30 EWG-Vertrag angesehen werden könne, da nach deutschem Recht die 
Landesapothekerkammern nicht befugt seien, auf die Disziplinarmaßnahme des 
Berufsverbots zu erkennen, die nur von den zuständigen Landesbehörden verhängt 
werden könne. 

1 4 Zu diesem Punkt ergibt sich aus dem Vorlagebeschluß, daß die Landesapotheker­
kammer nach deutschem Recht eine der staatlichen Aufsicht unterstehende Kör­
perschaft des öffentlichen Rechts ist, der alle Apotheker, die im Land Baden-
Württemberg ihren Beruf ausüben, zwangsläufig angehören. Außerdem erläßt 
diese Kammer die für die Apotheker geltenden Standesregeln und überwacht die 
Erfüllung der Berufspflichten durch die Kammermitglieder. Schließlich können bei 
dieser Kammer gebildete Berufsgerichte, denen auf Vorschlag der Kammer 
bestellte Kammermitglieder angehören, gegenüber den Apothekern, die gegen die 
Standesregeln verstoßen haben, Disziplinarmaßnahmen wie Geldbußen, Aberken­
nung der Mitgliedschaft in den Organen der Kammer oder Aberkennung des 
Wahlrechts und der Wählbarkeit in die Organe der Kammer verhängen. 

15 Der Gerichtshof hat bereits entschieden (vgl. Urteil vom 18. Mai 1989 in den ver­
bundenen Rechtssachen 266/87 und 267/87, Royal Pharmaceutical Society of 
Great Britain, Sig. 1989, 1295, Randnr. 15), daß Maßnahmen einer Standesorgani­
sation, der nach nationalem Recht derartige Befugnisse zustehen, „Maßnahmen" 
im Sinne von Artikel 30 EWG-Vertrag darstellen, wenn sie den Handel zwischen 
Mitgliedstaaten beeinflussen können. 
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16 Diese Feststellung wird, keineswegs dadurch in Frage gestellt, daß die Landesapo­
thekerkammer, um die es im Ausgangsverfahren geht, anders als die in diesem 
Urteil genannte Standesorganisation, nicht befugt ist, ihren Mitgliedern die zur 
Berufsausübung erforderliche Approbation zu entziehen. 

17 Die Landesapothekerkammer macht sodann geltend, daß das im Verfahren vor 
dem vorlegenden Gericht in Rede stehende Werbeverbot keine Maßnahme gleicher 
Wirkung wie eine mengenmäßige Einfuhrbeschränkung im Sinne von Artikel 
30 EWG-Vertrag darstelle, da diese Standesregel nicht geeignet sei, den innerge­
meinschaftlichen Handel mit apothekenüblichen Waren zu behindern. 

18 Hierzu ist zunächst zu bemerken, daß nach ständiger Rechtsprechung eine Maß­
nahme gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige Beschränkung jede Maßnahme 
ist, die geeignet ist, den innergemeinschaftlichen Handel unmittelbar oder mittel­
bar, tatsächlich oder potentiell zu behindern (vgl. Urteil vom 11. Juli 1974 in der 
Rechtssache 8/74, Dassonville, Slg. 1974, 837, Randnr. 5). 

19 Sodann ist festzustellen, daß eine von einer Apothekerkammer erlassene Standes­
regel, die den Apothekern die Werbung außerhalb der Apotheke für apothekenüb­
liche Waren verbietet, keine Regelung des Warenverkehrs zwischen den Mitglied­
staaten bezweckt. Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß dieses Verbot die 
Möglichkeit für andere Wirtschaftsteilnehmer als Apotheker, für diese Waren zu 
werben, nicht berührt. 

20 Zwar kann eine solche Regelung das Absatzvolumen und damit das Volumen des 
Absatzes von apothekenüblichen Waren aus anderen Mitgliedstaaten insoweit 
beschränken, als sie den betroffenen Apothekern eine Methode der Förderung des 
Absatzes dieser Waren nimmt. Es ist jedoch fraglich, ob diese Möglichkeit aus­
reicht, um die in Rede stehende Regelung als eine Maßnahme gleicher Wirkung 
wie eine mengenmäßige Einfuhrbeschränkung im Sinne von Artikel 30 EWG-Ver­
trag anzusehen. 
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21 Insoweit ist darauf hinzuweisen, daß die Anwendung nationaler Bestimmungen, 
die bestimmte Verkaufsmodalitäten beschränken oder verbieten, auf Erzeugnisse 
aus anderen Mitgliedstaaten nicht geeignet ist, den Handel zwischen den Mitglied­
staaten im Sinne des Urteils Dassonville (a. a. O.) unmittelbar oder mittelbar, tat­
sächlich oder potentiell zu behindern, sofern diese Bestimmungen für alle betrof­
fenen Wirtschaftsteilnehmer gelten, die ihre Tätigkeit im Inland ausüben, und 
sofern sie den Absatz der inländischen Erzeugnisse und der Erzeugnisse aus ande­
ren Mitgliedstaaten rechtlich wie tatsächlich in der gleichen Weise berühren. Sind 
diese Voraussetzungen erfüllt, so ist die Anwendung derartiger Regelungen auf den 
Verkauf von Erzeugnissen aus einem anderen Mitgliedstaat, die den von diesem 
Staat aufgestellten Bestimmungen entsprechen, nicht geeignet, den Marktzugang 
für diese Erzeugnisse zu versperren oder stärker zu behindern, als sie dies für 
inländische Erzeugnisse tut. Diese Regelungen fallen daher nicht in den Anwen­
dungsbereich von Artikel 30 EWG-Vertrag (vgl. Urteil vom 24. November 1993 in 
den verbundenen Rechtssachen C-267/91 und C-268/91, Keck und Mithouard, 
Slg. 1993, 1-6097, Randnrn. 16 und 17). 

22 Handelt es sich um eine Regelung wie die, um die es im Ausgangsverfahren geht, 
so ist festzustellen, daß diese Voraussetzungen bei der Anwendung einer von einer 
Apothekerkammer eines Mitgliedstaats erlassenen Standesregel erfüllt sind, die den 
Apothekern im Zuständigkeitsbereich der Kammer die Werbung außerhalb der 
Apotheke für apothekenübliche Waren, die sie zum Verkauf anbieten dürfen, ver­
bietet. 

23 Diese Regelung, die, ohne nach der Herkunft der betreffenden Waren zu unter­
scheiden, für alle Apotheker im Zuständigkeitsbereich der Apothekerkammer gilt, 
berührt nämlich den Absatz der Waren aus anderen Mitgliedstaaten nicht in ande­
rer Weise als den der inländischen Waren. 

24 Unter diesen Umständen ist auf die vom Verwaltungsgerichtshof Baden-
Württemberg vorgelegte Frage zu antworten, daß Artikel 30 EWG-Vertrag dahin 
auszulegen ist, daß er nicht auf eine von der Apothekerkammer eines Mitglied­
staats erlassene Standesregel anwendbar ist, die den Apothekern die Werbung 
außerhalb der Apotheke für apothekenübliche Waren verbietet. 
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Kosten 

25 Die Auslagen der italienischen Regierung und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, die vor dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben haben, sind 
nicht erstattungsfähig. Für die Beteiligten des Ausgangsverfahrens ist das Verfah­
ren ein Zwischenstreit in dem bei dem vorlegenden Gericht anhängigen Rechts­
streit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm vom Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg mit Beschluß vom 
14. Mai 1992 vorgelegte Frage für Recht erkannt: 

Artikel 30 EWG-Vertrag ist dahin auszulegen, daß er nicht auf eine von der 
Apothekerkammer eines Mitgliedstaats erlassene Standesregel anwendbar ist, 
die den Apothekern die Werbung außerhalb der Apotheke für apothekenübli­
che Waren verbietet. 

Due Mancini Moitinho de Almeida Diez de Velasco 

Edward Kakouris Joliét Schockweiler 

Rodríguez Iglesias Grévisse Zuleeg Kapteyn Murray 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 15. Dezember 1993. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident 

O. Due 
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